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LG Stuttgart: Eine Satzungsregelung zur Einstimmigkeit im schriftlichen Umlaufverfahren wird 

durch die Möglichkeit der erleichterten Beschlussfassung nach Art. 2 § 2 COVMG nicht ver-

drängt 

 

Art. 2 § 2 COVMG gestattet es bei der GmbH abweichend von der gesetzlichen Regelung des 

§ 48 Absatz 2 GmbHG, der auf die Abhaltung einer Gesellschafterversammlung verzichtet, wenn 

sämtliche Gesellschafter sich mit einer Beschlussfassung im Umlaufverfahren einverstanden erklären, 

dass Beschlüsse der Gesellschafter in Textform oder durch schriftliche Abgabe der Stimmen auch 

ohne Einverständnis sämtlicher Gesellschafter gefasst werden.  

Das LG Stuttgart (Urteil v. 11.01.2021 – 44 O 52/20 KfH) hat nunmehr klargestellt, dass die Erleichte-

rungen des Art. 2 § 2 COVMG vom Einstimmigkeitserfordernis dann nicht eingreifen, wenn sich das 

Einstimmigkeitserfordernis nicht lediglich aus der gesetzlichen Regelung des § 48 Abs. 2 GmbHG 

ergibt, sondern auch die Satzung ein Einstimmigkeitserfordernis zur Durchführung eines schriftlichen 

Umlaufverfahrens vorsieht. 

Das Gericht begründet seine Entscheidung damit, dass Art. 2 § 2 COVMG ausdrücklich nur eine Ab-

weichung von der Regelung des § 48 Abs. 2 GmbHG zulässt, nicht aber auf die Satzungsautonomie 

der Gesellschafter Einfluss nehmen kann. Die Vorschrift des § 45 Abs. 2 GmbHG legt nämlich fest, 

dass die Gesellschafter die Organisationsstruktur der GmbH und die mitgliedschaftlichen Befugnisse 

grundsätzlich frei regeln können, sog. Satzungsautonomie. Wenn die Gesellschafter in ihrer Satzung 

für ein schriftliches Umlaufverfahren das Einstimmigkeitsprinzip vorgesehen haben, wird dies durch 

Art. 2 § 2 COVMG nicht aufgehoben. Existiert also eine Satzungsregelung zur Einstimmigkeit im 

schriftlichen Umlaufverfahren, wird diese durch die Möglichkeit der erleichterten Beschlussfassung 

nach Art. 2 § 2 COVMG nicht verdrängt; in diesen Fällen verbleibt es somit beim Einstimmigkeitserfor-

dernis. 
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